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	 Die Kriterien 1 bis 3 werden einzeln bewertet. Es können 
gemäß der nachstehenden Einteilung maximal 30 Punkte 
pro Kriterium vergeben werden. Nach der Punktevergabe 
werden die Kriterien entsprechend den oben genannten 
Faktoren gewichtet.

 
	 sehr gut 	 (30 - 25 Punkte)
	 gut 		  (24 - 20 Punkte)
	 befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
	 ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
	 mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
	 ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

	 Für eine Förderung kommen nur Konzepte in Betracht, die 
mindestens 18 Punkte (60 Prozent der möglichen Punkte) 
erreichen und bei denen die Qualität des eingereichten 
Konzepts mindestens mit befriedigend bewertet wurde.

Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen - VV TB1

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 17. Oktober 2018

Gemäß § 86a Absatz 5 Satz 3 der Brandenburgischen Bauord-
nung vom 19. Mai 2016 (GVBl. I Nr. 14), das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 25) 
geändert worden ist, gibt das Ministerium für Infrastruktur und 
Landesplanung bekannt:

1	 Veröffentlichung

	 Die durch das Deutsche Institut für Bautechnik bekannt ge-
machten Technischen Baubestimmungen, die nach § 86a 
Absatz 5 Satz 3 der Brandenburgischen Bauordnung als 
Verwaltungsvorschrift des Landes Brandenburg gelten, 
sind in der Ausgabe 2017/1 vom 31. August 2017, mit 
Druckfehlerkorrektur vom 11. Dezember 2017 unter der 
Internetadresse www.dibt.de, Menüpunkt: Technische Bau-
bestimmungen veröffentlicht.

2	 Verweise 

	 Bezüglich der in der Verwaltungsvorschrift enthaltenen 
Verweise zur Musterbauordnung gelten jeweils die Anfor-
derungen nach der Brandenburgischen Bauordnung.

3	 Abweichungen

	 In der Verwaltungsvorschrift sind unter den Abschnitten  
A 2.2 und A 5.2 Technische Anforderungen hinsichtlich 
Planung, Bemessung, Ausführung und Technische Anfor-
derungen an Bauteile sowie an bestimmte bauliche Anlagen 
und ihre Teile gemäß § 86a Absatz 2 der Brandenburgi-
schen Bauordnung konkretisiert. 

3.1	Gemäß § 86a Absatz 5 Satz 2 der Brandenburgischen Bau-
ordnung gelten abweichend von der Verwaltungsvorschrift 
die von der obersten Bauaufsichtsbehörde bekannt gemach-
ten Richtlinien und Verordnungen zu den nachfolgend lau-
fenden Nummern:

Kriterien Gewichtung 
in Prozent

maximal zu 
vergebende 

Punkte

maximale 
Punktzahl nach 

Gewichtung
2.6 Angaben, wie im Rahmen der Maßnahme einer 

Diskriminierung von Minderheiten entgegengetreten 
werden kann

2  

2.7 Angaben zur Arbeitsmarktrelevanz der Maßnahme 3  
2.8 Ausweisung von anerkannten Qualifizierungsbau-

steinen, Teilqualifikationen und Ausbildungsmodu-
len

3  

2.9 Angaben zur Umsetzung des flexiblen Maßnahme-
einstiegs

3  

2.10 Beschreibung von Maßnahmen des Übergangsma-
nagements (Vermittlung in Anschlussmaßnahmen 
oder in die Arbeitsaufnahme nach der Haftentlas-
sung)

3  

2.11 Angaben zur Zusammenarbeit des Ausbildungsper-
sonals einschließlich Stützlehrer und Sozialpädago-
gen mit den Fachkräften des Justizvollzuges

3  

3 Finanzplanung 5 30 1,5

_________________________
1	 Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren 
auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die 
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).

Koellner1
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	 A 2.2.1.10

	 Verordnung über den Bau von Betriebsräumen für elektri-
sche Anlagen im Land Brandenburg - BbgEltBauV - vom 
15. August 2014 (GVBl. II Nr. 61).

	 A 2.2.1.12 

	 Brandenburgische Feuerungsverordnung - BbgFeuV - vom 
13. Januar 2006 (GVBl. II S. 58), geändert durch die Ver-
ordnung vom 13. September 2010 (GVBl. II Nr. 61).

	 A 2.2.1.14

	 Richtlinie über den Brandschutz bei der Lagerung von Se-
kundärstoffen aus Kunststoff (Kunststofflager-Richtlinie - 
KLR) vom 29. Juni 1998 (ABl. S. 747).

	 A 2.2.2.1

	 Brandenburgische Verordnung über den Bau von Garagen 
und Stellplätzen und den Betrieb von Garagen (Branden-
burgische Garagen- und Stellplatzverordnung - BbgGStV) 
vom 8. November 2017 (GVBl. II Nr. 61). 

	 A 2.2.2.2

	 Brandenburgische Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Beherbergungsstätten (Brandenburgische Beherber-
gungsstättenbau-Verordnung - BbgBeBauV) vom 8. No-
vember 2017 (GVBl. II Nr. 59).

	 A 2.2.2.3

	 Brandenburgische Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Verkaufsstätten (Brandenburgische Verkaufsstätten-
Bauverordnung - BbgVBauV) vom 8. November 2017 
(GVBl. II Nr. 60).

	 A 2.2.2.4

	 Verordnung über den Bau und Betrieb von Versammlungs-
stätten im Land Brandenburg (Brandenburgische Versamm-
lungsstättenverordnung - BbgVStättV) vom 28. November 
2017 (GVBl. 2018 II Nr. 1).

	 A 2.2.2.5

	 Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an Schulen 
(Schulbau-Richtlinie - SchulbauR) vom 14. September 
1999 (ABl. S. 1086) bis zum Inkrafttreten der Muster-Vor-
schrift aus Nummer A 2.2.2.5 der Verwaltungsvorschrift 
(siehe Nummer 6.1).

	 A 2.2.2.6

	 Brandenburgische Richtlinie über bauaufsichtliche Anfor-
derungen an Wohnformen für Menschen mit Pflegebedürf-
tigkeit oder mit Behinderung (Brandenburgische Wohnfor-
men-Richtlinie - BbgWR) vom 24. Juli 2017 (ABl. S. 703).

	 A 2.2.2.8

	 Richtlinie über den baulichen Brandschutz im Industriebau 
- Fassung März 2000 - (Industriebaurichtlinie - IndBauRL) 
vom 22. August 2001 (ABl. S. 658), geändert durch die Be-
kanntmachung vom 11. März 2004 (ABl. S. 222), bis zum 
Inkrafttreten der Muster-Vorschrift aus Nummer A 2.2.2.8 
der Verwaltungsvorschrift (siehe Nummer 6.1). 

	 Die hier unter der Nummer 3.1 anstelle der in den Tabellen 
des Abschnittes A 2.2 der Verwaltungsvorschrift gelisteten 
Verordnungen sind nur deklaratorisch aufgeführt und wer-
den damit nicht gesondert als Technische Baubestimmun-
gen eingeführt. Die landesspezifischen Verordnungen sind 
auf der Grundlage des § 86 Absatz 1 der Brandenburgi-
schen Bauordnung erlassen und über das Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Teil II bekannt gemacht.

3.2	Die Anwendung der Muster-Richtlinie über den baulichen 
Brandschutz im Industriebau - MIndBauRL (laufende Num-
mer A 2.2.2.8) gilt abweichend zur Verwaltungsvorschrift 
nicht nur für Sonderbauten im Sinne des § 2 Absatz 4 der 
Brandenburgischen Bauordnung, sondern auch für bau- 
liche Anlagen, die in den Geltungsbereich der MIndBauRL 
fallen und formal nicht als Sonderbauten (zum Bei- 
spiel bauliche Anlagen < 1 600 m²) eingestuft werden  
können.

3.3	Abweichend zur Verwaltungsvorschrift, laufende Nummer 
A 5.2.1 gilt die DIN 4109-1:2018-01 als Technische Baube-
stimmung. Als weitere Maßgabe gemäß § 86a Absatz 2 der 
Brandenburgischen Bauordnung gelten nachfolgende Anla-
gen A 5.2/1 bis A 5.2/4:

	 Anlage A 5.2/1 

	 Zu DIN 4109-1 

1 	 Zu Abschnitt 7.1:

	 Sofern das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß 
R'w,ges > 50 dB betragen muss beziehungsweise bei einem 
Maßgeblichen Außenlärmpegel > 80 dB sind die Anfor-
derungen im Einzelfall von der Bauaufsichtsbehörde 
festzulegen. 

2 	 Zu Abschnitt 8, Tabelle 8:

	 Die Anforderungen in Tabelle 8, Zeilen 3.3, 3.4, 5.1 und 5.2 
sind nur einzuhalten, sofern es sich bei den schutzbedürfti-
gen Räumen um Wohn-, Schlaf- oder Bettenräume gemäß 
DIN 4109-1, Abschnitt 3.16 handelt. 

3 	 Zu den Abschnitten 7, 8 und 9:

	 Bei baulichen Anlagen, die nach Tabelle 9, Zeilen 3 und 4 
einzuordnen sind, ist die Einhaltung des geforderten Schall-
druckpegels durch Vorlage von Messergebnissen nachzu-
weisen. Das Gleiche gilt für die Einhaltung des geforderten 
Schalldämm-Maßes bei Bauteilen nach Tabelle 8 und bei 
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Außenbauteilen, an die Anforderungen entsprechend Ab-
schnitt 7.1 gestellt werden, sofern das gesamte bewertete 
Bau-Schalldämm-Maß R’w,ges ≥ 50 dB betragen muss  
beziehungsweise bei einem maßgeblichen Außenlärm-
pegel La > 80 dB. Diese Messungen sind unter Beachtung 
von DIN 4109-4:2016-07 von bauakustischen Prüfstellen 
durchzuführen, die entweder nach § 24 Satz 1 Nummer 1 
der Brandenburgischen Bauordnung anerkannt sind oder  
in einem Verzeichnis über „anerkannte Schallschutzprüf-
stellen“ bei dem Verband der Materialprüfungsanstalten 
VMPA1 geführt werden. 

4 	 Die informativen Anhänge A und B sind nicht anzu-
wenden. 

_____________
1	 Verband der Materialprüfungsanstalten (VMPA) e. V. Berlin, Littenstraße 

10, 10179 Berlin (www.vmpa.de)

	 Anlage A 5.2/2 

	 Der schalltechnische Nachweis kann nach DIN 4109-2: 
2017-11 in Verbindung mit DIN 4109-31:2016-07, DIN 4109-
32:2016-07, DIN 4109-33:2016-07, DIN 4109-34: 
2016-07, DIN 4109-35:2016-07 und DIN 4109-36:2016-07 
geführt werden. 

	 Für Bauteile im Massivbau kann Beiblatt 1 zu DIN 
4109:1989-11 herangezogen werden. Wenn Mauerwerk aus 
Lochsteinen zur Anwendung kommt, gilt dies nur für Mau-
erwerk, welches den Bedingungen in DIN 4109-32, Ab-
schnitt 4.1.4.2.1 entspricht. 

	 Zu DIN 4109-2 

1 	 Zu Abschnitt 4.4.5.3 

	 Eine Minderung des Beurteilungspegels für Schienen-
verkehr gemäß Abschnitt 4.4.5.3 Absatz 3 ist mit der 
Bauaufsichtsbehörde abzustimmen. Erforderlichenfalls 
ist eine gutachterliche Stellungnahme eines Sachver-
ständigen einzuholen. 

2 	 Die informativen Anhänge B, C und D sind nicht anzu-
wenden. 

	 Zu DIN 4109-36 

	 Der informative Anhang A ist nicht anzuwenden. 

	 Anlage A 5.2/3 

	 Bei der Ausführung von Bauteilen mit Dämmstoffen aus 
granuliertem Polystyrol und Bindemittelgemisch1 gilt Fol-
gendes: 

	 Das Produkt darf als Trittschalldämmstoff unter unbeheiz-
ten schwimmenden Estrichen nach DIN 18560-2 verwen-
det werden, wenn hinsichtlich der Zusammendrückbarkeit 
die Anforderungen der DIN 18560-2 erfüllt werden. Darü-
ber hinaus ist entweder für die Verformung unter Druck- 
und Temperaturbeanspruchung eine maximale Differenz 

der relativen Stauchungen von 5 Prozent einzuhalten oder 
der deklarierte Wert der Druckspannung bei 10 Prozent 
Stauchung muss mindestens 30 Kilopascal betragen. Im 
letzteren Fall muss die Dimensionsstabilität unter definier-
ten Temperatur- und Feuchtebedingungen ausgewiesen 
sein.

	 Der Nachweis des Schallschutzes ist nach DIN 4109-2 mit 
dem Nennwert der bewerteten Trittschallminderung zu füh-
ren. 
____________ 
1 	 nach EAD/ETAG/CUAP

	 Anlage A 5.2/4 

	 Bei der Ausführung von Bauteilen mit Gummifasermatten 
und/oder Polyurethan(PU)-Schaummatten zur Trittschall-
dämmung1 gilt Folgendes: 

	 Die Bauprodukte dürfen als Trittschalldämmung auf Massiv-
decken unter schwimmendem Estrich nach DIN 18560-2 
entsprechend dem Anwendungsgebiet DES nach DIN 
4108-10 verwendet werden, wenn hinsichtlich der Zusam-
mendrückbarkeit die Anforderungen der DIN 18560-2 er-
füllt werden und für die Verformung unter Druck- und Tem-
peraturbeanspruchung die maximale Differenz der relativen 
Stauchungen 5 Prozent beträgt. Der Nachweis des Schall-
schutzes ist nach DIN 4109-2 mit dem für den Konstruk- 
tionsaufbau angegebenen Nennwert ΔLw zu führen. 
____________ 
1 	 nach EAD/ETAG/CUAP

4	 Weitere Fundstellen

	 Die Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen 
sowie die von der obersten Bauaufsichtsbehörde bekannt 
gemachten Richtlinien und Verordnungen können unter 
www.mil.brandenburg.de, Menüpunkte: Planen & Bauen > 
Rechtsquellen > Bauordnungsrecht abgerufen werden. Die 
Muster-Richtlinien sind beim Deutschen Institut für Bau-
technik, „DIBt-Mitteilungen“ veröffentlicht. 

5	 Übergangsvorschriften

	 Die vor dem Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift ein-
geleiteten Verfahren sind nach den bis zum Inkrafttreten 
geltenden Vorschriften fortzuführen. Die sich aus der Ver-
waltungsvorschrift ergebenden materiellen Anforderungen 
sind jedoch anzuwenden, soweit diese für die Bauherrin 
oder den Bauherrn günstiger sind.

6	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

	 Diese Bekanntmachung tritt am Tag nach der Veröffent- 
lichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung der 
Einführung von technischen Regeln als Technische Bau- 
bestimmungen vom 28. September 2015 (ABl. S. 931) au-
ßer Kraft.

6.1	Die in der Verwaltungsvorschrift unter den laufenden Num-
mern A 2.2.2.5 (Muster-Richtlinie über bauaufsichtliche 
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Anforderungen an Schulen: 2009-04) und A 2.2.2.8 (Mus-
ter-Richtlinie über den baulichen Brandschutz im Industrie-
bau: 2014-07) genannten Richtlinien treten am 1. Januar 
2019 in Kraft. Gleichzeitig treten die in dieser Bekanntma-
chung unter Nummer 3.1 aufgeführten Richtlinien A 2.2.2.5 
(Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an Schu-
len - SchulbauR - vom 14. September 1999 [ABl. S. 1086]) 
und A 2.2.2.8 (Richtlinie über den baulichen Brandschutz 
im Industriebau - Fassung März 2000 - IndBauRL - vom 
22. August 2001 [ABl. S. 658], geändert durch die Be-
kanntmachung vom 11. März 2004 [ABl. S. 222]) außer 
Kraft.

6.2	Mit dieser Bekanntmachung treten nachfolgende Richtli
nien außer Kraft:

-	 Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr auf Grund-
stücken - Fassung Juli 1998 - vom 25. März 2002 (ABl. 
S. 466, 1015), geändert durch die Bekanntmachung 
vom 9. Juli 2007 (ABl. S. 1631)

-	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung über brandschutztechnische Anforde-
rungen an Leitungsanlagen (Leitungsanlagen-Richtli-
nie - LAR) vom 15. November 2006 (ABl. S. 742, 817), 
geändert durch die Bekanntmachung vom 12. Juli 2007 
(ABl. S. 1631)

-	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung über brandschutztechnische Anforde-
rungen an Systemböden (SysBöR) vom 15. November 
2006 (ABl. S. 765)

-	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung über brandschutztechnische Anforde-
rungen an Lüftungsanlagen (Lüftungsanlagen-Richtli-
nie - LüAR) vom 15. November 2006 (ABl. S. 747)

-	 Richtlinie zur Bemessung von Löschwasser-Rückhalte-
anlagen beim Lagern wassergefährdender Stoffe (Lösch-
wasser-Rückhalte-Richtlinie - LöRüRl) vom 28. Ju- 
li 1993 (ABl. S. 1554)

-	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung über den Bau und Betrieb von Hochhäu-
sern im Land Brandenburg (Brandenburgische Hoch-
hausrichtlinie - BbgHHR) vom 24. Juni 2008 (ABl.  
S. 1831), geändert durch die Bekanntmachung vom  
29. Juli 2008 (ABl. S. 2043)

-	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Land-
wirtschaft über die Lüftung fensterloser Küchen, Bäder 
und Toilettenräume in Wohnungen vom 15. April 2010 
(ABl. S. 775)

-	 Richtlinie über elektrische Verriegelungssysteme von 
Türen in Rettungswegen - Fassung Dezember 1997 - 
(EltVTR) vom 5. Januar 1999 (ABl. S. 59)

-	 Richtlinie über automatische Schiebetüren in Rettungs-
wegen - Fassung Dezember 1997 - (AutSchR) vom  
5. Januar 1999 (ABl. S. 63)

-	 Einführung technischer Baubestimmungen - Asbest-
Richtlinie, Fassung Dezember 1992 vom 27. Oktober 
1993 (ABl. S. 1659)

-	 Technische Baubestimmungen - Richtlinie für Wind-
kraftanlagen, Fassung Juni 1993, vom 14. Oktober 
1994 (ABl. S. 1602)

-	 Technische Regeln - DIN V ENV 1994 Teil 1-1, Ausga-
be Februar 1994, vom 14. Oktober 1994 (ABl. S. 1603)

-	 Technische Regeln - DIN V ENV 1993 Teil 1-1, Ausga-
be April 1993, vom 14. Oktober 1994 (ABl. S. 1603)

-	 Bauüberwachung nach der Brandenburgischen Bauord-
nung (BbgBO) - Meldepflicht für bestimmte Maßnah-
men vom 25. Juni 1997 (ABl. S. 654)

Zulassung von Sammlungen 
von Eignungsnachweisen 

nach dem Brandenburgischen Vergabegesetz

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie

Vom 19. Oktober 2018

Auf Grund des § 6 Absatz 3 Satz 2 der Brandenburgischen 
Vergabegesetz-Durchführungsverordnung (BbgVergGDV) vom 
16. Oktober 2012 (GVBl. II Nr. 85), die durch die Verordnung 
vom 6. Dezember 2017 (GVBl. II Nr. 68) geändert worden ist, 
gibt das Ministerium für Wirtschaft und Energie bekannt:

Mit Wirkung vom 1. September 2018 hat das Ministerium für 
Wirtschaft und Energie des Landes Brandenburg das von der 
Auftragsberatungsstelle Brandenburg e. V. geführte Unterneh-
mer- und Lieferantenverzeichnis für Lieferungen und Leistun-
gen, Bauleistungen und freiberufliche Leistungen (ULV) mit 
Bescheid vom 9. Oktober 2018 als Sammlung von Eignungs-
nachweisen nach § 5 Absatz 1 des Brandenburgischen Verga-
begesetzes (BbgVergG) in Verbindung mit § 6 Absatz 2 
BbgVergGDV zugelassen. 

Gemäß § 5 Absatz 1 BbgVergG haben Auftraggeber eine gültige 
Bescheinigung über die Eintragung in ein Verzeichnis gemäß 
§  48 Absatz 8 der Vergabeverordnung über Sammlungen von 
Eignungsnachweisen auch ohne besonderen Hinweis in der Be-
kanntmachung oder den Vergabeunterlagen anstelle individuel-
ler Einzelnachweise anzuerkennen. Die Zulassung bedeutet, 
dass die Belege, die elektronisch einzusehen sind, nicht als Ein-
zelbelege zusätzlich angefordert werden dürfen (§ 6 Absatz 4 
BbgVergGDV).
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